


















1 Einleitung

Was man heute unter der Wohnungsnot versteht, ist die eigentümli-
che Verschärfung, die die schlechten Wohnungsverhältnisse der Arbeiter 
durch den plötzlichen Andrang der Bevölkerung nach den großen Städten 
erlitten haben; eine kolossale Steigerung der Mietspreise, eine noch ver-
stärkte Zusammendrängung der Bewohner [�], für einige die Unmög-
lichkeit, überhaupt ein Unterkommen zu �nden. (MEW 18 1872, S. 213)

Friedrich Engels (1872) beschreibt mit dieser Einschät-
zung die Missstände des damaligen Wohnungsmark-
tes. Hiermit begann die gesellschaftliche, politische und 
ökonomische Auseinandersetzung mit der Frage nach 
einer ausreichenden Wohnungsversorgung für alle Ge-
sellschaftsschichten. Diese Frage wurde durch Karl Marx 
und Friedrich Engels im späten 19. Jahrhundert durch 
die Thematik der Verelendung der Arbeiter*innen in den 
sich entwickelnden Großstädten Englands, wo die Pro-
blematik einer unzureichenden Wohnungsversorgung 
aufkam, entscheidend geprägt (vgl. ebd.). Aktuelle Ent-
wicklungen der Wohnungsversorgung zeigen, dass die 
grundlegenden Probleme der Wohnungsfrage und die 
daraus resultierende Wohnungsnot nach fast 150 Jah-
ren immer noch aktuell sind und Menschen akut von 
Wohnungsmangel sowie hohen Mieten betro�en sind 
(Mayer und Mayeres 2021, S. 14). Somit gewinnt die Woh-
nungsfrage wieder an Bedeutung bzw. wird zu jeder ge-
sellschaftlichen Krise, bspw. nach der Finanzkrise 2008, 
den Verdrängungsdebatten oder der Corona-Pandemie, 
erneut gestellt und ist nie wirklich abgeklungen und 
weiterhin höchst aktuell (Böhmer et al. 2021, S. 10). Stei-
gende Mieten, renditeorientierte Wohnungsunterneh-
men, Prozesse der Neoliberalisierung und neue gesell-
schaftliche Anforderungen an die Wohnungsversorgung 
führen zu einer Situation, in der es für einkommens-
schwache Haushalte und selbst für die Mittelschicht im-
mer schwieriger wird, bezahlbaren Wohnraum in städti-
schen Lagen zu �nden (vgl. Metzger und Schipper 2017; 
Wehrhahn 2019; Sarnow 2023; Sarnow 2019). Proteste 
von Mieter*inneninitiativen, wohnungspolitische Forde-
rungen sowie wissenschaftliche Studien zeigen dabei, 
dass eine markt- und pro�torientierte Wohnungsbewirt-
schaftung in Kon�ikt mit allgemeinwohlorientierten An-
sprüchen an die Wohnungsversorgung gerät. Innerhalb 
der kritischen Wohnungsforschung wird sich � zumin-
dest hypothetisch � die Frage gestellt, ob die derzeiti-
gen sozialen und gesellschaftspolitischen Herausforde-
rungen von marktförmigen und konkurrenzorientierten 
Eigentümer*innen und Wohnungsunternehmen über-
haupt erfüllt werden können (vgl. Aalbers und Christo-
phers 2014; Baldenius et al. 2020; Holm et al. 2015; Holm 
2017; Schipper 2018a). Hierbei wird immer wieder auf 
den Doppelcharakter des Wohnens als Sozial- und Wirt-

schaftsgut Bezug genommen. Seit jeher ist die Versor-
gung mit Wohnraum größtenteils marktförmig organi-
siert, wodurch das Wohnen als Ware gehandelt wird. Der 
Fokus liegt auf der Erwirtschaftung von Rendite anstatt 
auf der Bereitstellung eines würdevollen und angemes-
senen Wohnraumes, was zu zahlreichen Kon�iktfeldern 
führt (vgl. Holm et al. 2015). Die Wohnungsversorgung 
heutiger Zeit kann keineswegs mehr ausschließlich auf 
die Frage der quantitativen Bedarfsdeckung �xiert wer-
den. Im Fokus muss vielmehr die Notwendigkeit der 
Bildung einer gemeinwohlorientierten Wohnungsver-
sorgung liegen, die ebenso qualitative Aspekte des Woh-
nens einbezieht (Dürr und Kuhn 2017, S. 10).

Die Stadt Hamburg, die gleichzeitig den städtebaulichen 
und politischen Rahmen des Untersuchungsgebiets dar-
stellt, ist wie nahezu alle Großstädte in den letzten Jah-
ren von einem überproportionalen Anstieg der Immobi-
lienpreise und Mieten betro�en und verzeichnet zudem 
eine akute Wohnungsknappheit, insbesondere im leist-
baren1 Wohnungssegment. Die Auswirkungen dieses 
Engpasses sind empirisch belegbar (vgl. Metzger und 
Schipper 2017; Hamburger Mietenspiegel 2021; Wehr-
hahn 2019). Für einkommensschwache Haushalte2, zu-
nehmend auch für Teile der Mittelschicht3, ziehen diese 
Entwicklungen nicht nur Schwierigkeiten bei der Woh-
nungssuche oder weniger Flexibilität in der Lebensge-
staltung nach sich, auch der Anteil der Miete an den Le-
benshaltungskosten steigt. Der Wohnungsmarkt trägt 
somit zunehmend zur Polarisierung der Gesellschaft 
bei. Die Immobilieneigentümer*innen maximieren 
ihre Vermögensgewinne durch steigende Immobilien-
preise, Haushalte mit niedrigem bis mittlerem Einkom-
men hingegen müssen höhere Aufwendungen hinneh-
men (Burghardt et al. 2018a, S. 4). Diese Entwicklung ist 
in ganz Deutschland zu verzeichnen. Mehr als 30 % aller 
Haushalte in einer deutschen Großstadt mussten 2021 
mehr als 40 % ihres Einkommens und knapp 12 % mehr 
als die Hälfte für Miete aufbringen, was das statistische 
Bundesamt als �nanzielle Überbelastung einstuft (vgl. 
Zimmermann 2021). Im Gegensatz dazu benötigten 2017 
12 % aller Haushalte weniger als 15 % ihres Einkommens 
für ihre Miete (Lebuhn et al. 2017, S. 41). Zudem verstärkt 
sich der Trend der Urbanisierung und die Konkurrenz um 
Wohnraum intensiviert Probleme wie Klassismus und 
rassistische Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 
(Burghardt et al. 2018a, S. 4). Mit einer im Koalitionsver-
trag festgeschriebenen �gemeinwohlorientierten Boden-

1 Kapitel 3.2
2 Dies meint Haushalte, die weniger als 75 % des Medians des nationalen Ein-

kommens zur Verfügung haben.
3 Dies meint Haushalte, die mit einem verfügbaren Einkommen im Bereich von 

75 bis 150 % des nationalen Medians auskommen müssen.
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sondere, wenn Wohnungen nicht nur als Behausungen 
gesehen und damit gleichgestellt werden (ebd., S. 24  f.). 
Mit dem Beginn der Lohnarbeit und dem damit ein-
hergehenden Anfang der freizeitlichen Beschäftigung 
kann erst von Wohnen gesprochen werden. Die Woh-
nungspolitik des 19. und 20. Jahrhunderts war davon 
geprägt, angemessene Wohnverhältnisse zu scha�en. 
Gemeindebau und Sozialwohnungen waren in Europa 
die Resultate einer an der sozialen Wohnversorgung aus-
gerichteten Baupolitik. Es wurden größtenteils Standard-
wohnungen für Familien gebaut, wobei sich das Soziale 
lediglich in den niedrigen Mieten niederschlug (Holm 
und Laimer 2021, S. 1). 

Sozial bedeutet im Kontext des Wohnens jedoch nicht 
nur leistbar, sondern ist vielmehr im Sinne von kollek-
tiv, nachbarschaftlich und als eine Möglichkeit der sozi-
alen Reproduktion zu verstehen, wobei sich die Aspekte 
nicht zufälligerweise ergänzen. Die marktwirtschaftli-
che Durchdringung aller Lebensbereiche und der Abbau 
von Sozialleistungen im Zuge von Neoliberalisierungs-
tendenzen zwingt immer größere Teile der Bevölke-
rung, ihre Lebenshaltungskosten zu senken, wobei Ar-
mut und Einsamkeit oft miteinander einhergehen (ebd., 
S. 2). Alleinerziehende, junge Familien, Arbeitsunfähige, 
Migrant*innen und andere benachteiligte Gruppen 
sind hiervon besonders betro�en. In solchen Situatio-
nen nimmt die Bedeutung von gegenseitiger Unterstüt-
zung zu. Sie hilft dabei, Problemen wie Vereinsamung 
vorzubeugen, Kosten zu senken und nachbarschaftli-
che Netzwerke aufzubauen. Es gibt ein gesteigertes Be-
dürfnis nach mehr Selbstbestimmung und -organisation, 
nach individuellen Gestaltungsmöglichkeiten sowie kol-
lektivem Handeln. Gemeinschaftliche Wohnformen wie 
Baugemeinschaften versuchen diese Bedürfnisse auf un-
terschiedliche Art und Weise aufzugreifen (ebd.). Dies ist 
als Reaktion auf die Folgen der weitreichenden Libera-
lisierung der Finanzmärkte, die in Kapitel 2 weiter ver-
tieft werden, zu sehen. Immobilien werden zu Finanzpro-
dukten, die der Rendite und nicht dem Gebrauchswert 
dienen und sind durch ansteigende Immobilien- und 
Mietpreise zu einer attraktiven Anlage geworden. Hier-
durch sind Symptome wie Wohnungsnot, Segregation 
und Polarisierung ausgelöst worden. Es haben sich zahl-
reiche alternative Projekte herausgebildet, die diesen 
E�ekten entgegenwirken können und oftmals aus ei-
ner politischen Überzeugung heraus entstanden sind. 
Diese Wohnprojekte bildeten sich vielfach und in un-
terschiedlichen Arten daraus, dass der Mehrwert nicht 
im Sinne des kommerziellen Gewinns, sondern im Sinne 
des Mehrwerts für das Stadtleben und die Stadtgesell-
schaft umgesetzt werden soll. Diese Initiativen entwi-
ckeln Lösungen für die spezi�schen Herausforderung 

vor Ort. Wo die Spekulation auf dem Immobilienmarkt 
den Zugang zu Grundstücken und Wohnraum erschwert, 
werden Häuser dem Markt entzogen und Mieten dauer-
haft bezahlbar gemacht, was wiederum andere positive 
Aspekte des sozialen Zusammenlebens mit sich bringt 
(Tsvetkova 2021, S. 125 f.).

Anschließend an die aus Kapitel 2 hervorgehende und 
in Kapitel 3 beschriebene Debatte um eine gemeinwohl-
orientierte Wohnungsversorgung steht der Gebrauchs-
wert des Wohnens als Gemeinschaftsgut in kollektiver 
Nutzung und Verwaltung im Zentrum der Arbeit. Es wer-
den Formen der Selbstorganisation und der Aufbau de-
mokratischer bottom-up Strukturen in gemeinschaftli-
chen Wohnformen in die Praxis umgesetzt (Balmer und 
Bernet 2017, S. 260). Diese Wohnformen �nden sowohl 
in der ö�entlichen Diskussion als auch im wissenschaft-
lichen Diskurs für die Begegnung von gesellschaftlichen 
Herausforderungen wie etwa dem demographischen 
Wandel, der Ausdi�erenzierung von Lebensstilen und 
insbesondere der erneut in den Fokus der Ö�entlich-
keit getretenen Wohnungsfrage wieder mehr Beachtung.
(vgl. Tummers 2016, S. 2036). Gemeinschaftliche Wohn-
formen werden als �Reallabore�  (Görgen 2021, S. 24) res-
pektive �micro-laboratories for new urban models for so-
cial interaction�  (Tummers 2016, S. 2037) bezeichnet, in 
denen neue Praktiken und Lebensformen erprobt wer-
den, sodass sie soziale, ökonomische sowie ökologische 
Innovationen hervorbringen können (vgl. Kunze 2009, 
S. 182  f.; Fedrowitz 2016; Philippsen 2014; Becerra und 
Kunze 2016, S. 7f.). 

Hinsichtlich der Bedeutung gemeinschaftlicher Wohn-
formen für die wieder an Relevanz gewinnende und in 
Kapitel 2 beschriebene Wohnungsfrage, wird festgestellt 
werden, dass Wohnen ein Menschenrecht und zugleich 

�ein wesentliches Element der Lebenswelt von Indivi-
duen [ist]�  (Beck 2012, S. 48). Baugemeinschaften bzw. 
Wohnprojekte sollten dabei jedoch nicht als 

Wundermittel für gesellschaftliche Problemstellung gesehen werden 
und darin überschätzt werden. Aber sie scheinen durchaus bemerkens-
werte Potenziale für eine individuell gelingende Lebensgestaltung zu 
bergen und insbesondere in spezi�schen Lebensphasen einen Ermögli-
chungsspielraum selbstbestimmten biographischen Handelns zu erö�-
nen. (Beck 2012, S. 49)

Eine Studie im Auftrag des Netzwerkes �Soziales neu ge-
stalten�  (SONG) hat versucht die Potenziale durch eine 

�Social Return on Investment-Analyse�  messbar zu ma-
chen (vgl. SONG 2009). Die Autor*innen dieser Studie 
konzentrierten sich darauf herauszu�nden, �wie sich 
quartiersbezogene, gemeinschaftliche Wohnprojekte 
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aus dem Marktgleichgewicht (Angebot und Nachfrage) 
ergibt (Holm 2013, S. 2 f.). Die Nützlichkeit einer Woh-
nung, also der Gebrauchswert, misst sich an Faktoren wie 
Lage, Größe, Abnutzungsgrad, Ausstattung und für viele 
Mieter*innen zählt auch die Höhe der Miete selbst dazu, 
denn die Mietkostenbelastung bestimmt, insbesondere 
bei Haushalten mit einem geringen Einkommen, die Le-
bensqualität (Holm und Metzkow 2021, S. 154).

Der Tauschwert setzt sich aus den potenziell zu erzielen-
den Verkaufspreisen respektive Gewinnspannen durch 
Vermietung des Wohnraums zusammen (Holm 2013, 
S. 3). Nach ökonomischen Rationalitäten handelnde 
Eigentümer*innen sind daran interessiert, dass die ins-
gesamt erzielten Einnahmen über den Erstellungs- und 
Bewirtschaftungskosten liegen, d. h. an einer Maximie-
rung des Tauschwertes.

Jeder Mietpreis, der über dieser kostendeckenden Miete 
liegt, bedingt eine Kapitalakkumulation zugunsten der 
Eigentümer*innen. Durch die Besonderheit der Ware 
Wohnung � so die Perspektive der Politischen Ökonomie 

� wird das systematisch bedingte Macht- und Abhängig-
keitsverhältnis zwischen denen, die Wohnungen besit-
zen und denen, die sie nutzen wollen, reproduziert und 
bildet einen zentralen Zielkon�ikt. Eigentümer*innen 
streben in der Regel eine Maximierung des Tauschwer-
tes an, wohingegen die Mieter*innen an einem mög-
lichst hohen Gebrauchswert interessiert sind, wobei die 
Eigentümer*innen respektive Kapitalist*innen eine bes-
sere Stellung, bedingt durch die Verknappung des An-
gebotes, einnehmen (Holm und Metzkow 2021, S. 169). 
Dies tri�t insbesondere Personen, die im Rahmen der hi-
erarchisch, kapitalistischen Arbeitsteilung nur über sehr 
wenig Kaufkraft verfügen, also die unteren Fraktionen 
der Klasse der Lohnabhängigen (Holm 2013, S. 3). Der 
Zweck einer produzierten Ware im Kapitalismus ist, wie 
erwähnt, oftmals nicht die Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse. Ihre Absicht ist vielmehr die Bedienung ei-
ner zahlungskräftigen Nachfrage beziehungsweise die 
Realisierung des Tauschwertes, das heißt, ihr Kapital mit 
einer produzierten Ware zu vermehren. Waren befriedi-
gen jedoch menschliche Bedürfnisse, denn ohne Nütz-
lichkeit wird sich niemand �nden einen Preis für die Ware 
zu zahlen, dessen Entrichtung wiederum Voraussetzung 
dafür ist, dass sich der Tauschwert als alleiniger Zweck 
der kapitalistischen Produktion am Markt realisieren 
lässt. Es zeigt sich, dass die Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse im Kapitalismus, erstens an die Vorausset-
zung gekoppelt ist, dass für diese bezahlt wird, zweitens, 
dass die Bedürfnisbefriedigung nicht Zweck der Produk-
tion von Dingen, sondern erforderlicher Zwischenschritt 
zum eigentlichen Ziel der Kapitalakkumulation ist (Böh-

Lagen mit schlechter infrastruktureller Ausstattung le-
ben müssen. Somit hat die Kommodi�zierung des Bo-
dens in Form der Grundrente eine erhebliche Auswir-
kung auf die Lebensrealität aller Einwohner*innen (Claus 
und Sommer 2021, S. 100). Die beschriebenen Annah-
men des Marktes der Neoklassik, die eine höchst e�zi-
ente Verteilung und des maximalen Nutzens für alle um-
schreibt, wird zumindest hierbei widerlegt.

In welchem Ausmaß sich diese stadtprägende Relevanz 
des Grundrentenmechanismus lokalspezi�sch durch-
setzt, hängt wesentlich von der politischen Regulation, 

�insofern rechtliche Vorgaben auf nationaler oder städti-
scher Ebene [�] die Nutzung beein�ussen und damit die 
potenzielle Grundrente einschränken können� (Schip-
per 2018a, S. 5) ab. Aus der ökonomischen Struktur der 
Grundrente heraus lässt sich im Allgemeinen der syste-
matische Mangel an bezahlbaren Wohnraum insbeson-
dere in innerstädtischen Lagen erklären. Die Wohnung 
selbst besitzt weitere ökonomische Besonderheiten, die 
die Wohnungsnot tendenziell vergrößert. Hierbei spielt 
der sogenannte Doppelcharakter der Ware Wohnung 
eine entscheidende Rolle und ist ein zentrales Kon�ikt-
feld marktförmig organisierter Wohnungsversorgungs-
systeme.

2.2.2 Der Doppelcharakter – Antagonismus der Ware 
Wohnung

Die Errichtung, Verwaltung sowie Bewirtschaftung von 
Wohnraum ist spätestens seit der Industrialisierung mehr 
oder weniger ein fester Bestandteil des kapitalistischen 
Verwertungssystems. Je größer der Anteil des kapitalis-
tischen Wohnungsmarktes ist, desto stärker richtet sich 
seine Funktionsweise nach pro�torientierten Interessen, 
wobei sie sozialen Aspekten tendenziell diametral ge-
genüberstehen (vgl. Holm 2013; Aalbers 2017). Diese 
Unvereinbarkeit lässt sich anhand der Marx·schen Ana-
lyse des Doppelcharakters der Waren erläutern (MEW 
25 1867, S. 50). Als Ware kann all jenes bezeichnet wer-
den, was am kapitalistischen Markt handelbar ist. Wie 
der Begri� Wohnungsmarkt schon impliziert, werden 
Wohnungen unter einer kapitalistischen Verwertungslo-
gik verteilt (Claus und Sommer 2021, S. 98). Wie alle an-
deren Waren besitzt die Wohnung verschiedene Wert-
formen: Neben dem Warenwert sind das Tausch- sowie 
Gebrauchswert.

Der Gebrauchswert beschreibt den gesellschaftlichen 
und individuellen Nutzen eines Gutes. Der Doppel-
charakter beschreibt demnach den Umstand, dass Wa-
ren grundsätzlich sowohl einen Gebrauchswert, der 
sich an der Nützlichkeit des Gegenstandes richtet, als 
auch einen Tauschwert aufweisen, der sich prinzipiell 
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2018, S. 58). Das heißt: Die Kon�ikte der Wohnungsver-
sorgung wirken nicht nur aus ihrer ökonomischen Lo-
gik heraus, sondern sie sind ebenso politisch administ-
rativ eingebettet (Holm 2013, S. 49).

Die dargestellten Prozesse führen in ihrer Konsequenz 
zu (lokal-)räumlich ungleich verteilten Verdrängungs-
mechanismen sowie zu einem fehlenden Zugang der 
Unter- und Mittelschicht zu städtischem Wohnraum. 
Eine warenförmig organisierte Wohnungsversorgung, 
die den ökonomischen Rationalitäten (der Grund-
rente) bedingungslos folgt, erzeugt  �einen systemati-
schen Mangel an preiswerten Wohnungsgelegenhei-
ten� (Holm 2011, S. 4).

somit auch die höchsten Bodenpreise bezahlt werden 
(vgl. Harvey 1982, S. 330 �.). Nicht-gewinnorientierten 
Bauträger*innen wie Genossenschaften oder anderen 
kollektiven Eigentumsmodellen, wird die Scha�ung 
preisgünstigen Wohnraums über diesen Bodenpreis-
mechanismus verwehrt. Folglich kommt es in Neubau-
gebieten zu einer exkludierenden Verdrängung. Weni-
ger privilegierte Haushalte werden systematisch vom 
Zuzug ausgeschlossen und es kann zu Aufwertungsten-
denzen in der gesamten Umgebung kommen. Inwie-
weit sich im Neubau die pro�tabelste Nutzung durch-
setzt und somit die rent gaps geschlossen werden, hängt 
maßgeblich von den stadtplanerischen und wohnungs-
politischen Rahmenvorgaben ab (Schipper und Latocha 
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schaftung durchsetzen. Sind Gewinnanreize jedoch 
beschränkt worden, sind es Genossenschaften, ge-
meinnützige und andere nicht-pro�t-orientierte Ge-
sellschaften, die mit diesen Bedingungen besser ar-
beiten können als private Wohnungsunternehmen. 
Die vorherrschenden Investitionsbedingungen beein-
�ussen folglich direkt die Eigentümer*innenstruktur 
(ebd.). Harald Bodenschatz (1992) nennt die Dyna-
mik dieser Struktur einen aussagekräftigen Indikator 
für die Dimension sowie den Erfolg einer Neuorien-
tierung staatlicher und kommunaler Wohnungspo-
litik (Bodenschatz 1992, S. V). Da von verschiedenen 
Eigentümer*innentypen unterschiedliche Bewirt-
schaftungs- und Vermietungsstrategien verfolgt wer-
den, hat jeder Eingri� in die Eigentümer*innenstruktur 
auch einen wohnungspolitischen E�ekt und kann als 
ein �stiller Umbau des Wohnungssektors� beschrie-
ben werden (Holm 2017, S. 141). Die Bedeutung von 
Eigentümer*innenstrukturen hat dementsprechend 
vor dem Hintergrund der beschriebenen zunehmen-
den Finanzialisierung der Wohnungsversorgung eine 
hohe Aktualität. Wie bereits dargestellt wird vielfach in 
Frage gestellt, ob �angesichts der o�ensichtlichen Un-
vereinbarkeit von gesellschaftlichen Anforderungen 
und marktförmigen Wirtschaftsprinzipien� (Holm 2015, 
S. 38) privatwirtschaftliche Unternehmen mit ihrer at-
testierten �sozialen Blindheit� (Krätke 1995, S. 196) und 
ihrem �systematischen Mangel an preiswerten Woh-
nungen� (Holm 2011, S. 4) weiterhin geeignet sind, die 
Herausforderungen des Wohnungsmarktes zu erfüllen. 

Aus Kapitel 2.2.1 geht insbesondere hervor, dass �die 
Wiedergewinnung der bodenpolitischen Handlungs-
fähigkeiten der Kommunen [�] der zentrale Schlüs-
sel zur Bewältigung der neuen Wohnungsnot� ist (Difu 
2017, S. 9 f.), wie auch das Deutsche Institut für Urbanis-
tik feststellte. Grund und Boden ist ein �notwendige[s] 
Fundament für das Gemeinwohl� und um den Aufbau 
von Strukturen, die Grund und Boden nachhaltig dem 
Markt entziehen und deren Umsetzung zu ermöglichen, 
benötigt es �[m]ehr Boden für Projekte der Zivilgesell-
schaft� (Stiftung trias 2017, S. 1). Die Stadt Hamburg hat 
in ihrem �Koalitionsvertrag über die Zusammenarbeit in 
der 22. Legislaturperiode der Hamburgischen Bürgschaft 
zwischen der SPD, Landesorganisation Hamburg und 
Bündnis 90/Die Grünen, Landesverband� festgehalten: 

�eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik� (Koalitions-
vertrag 2020, S. 25) zu realisieren, wobei die Vergabe von 
Grundstücken wesentlich stärker an �den Grundstücks-
preis dämpfende[n] Konzeptausschreibungen� gehen 
soll (ebd., S. 26). Des Weiteren sollen �deutlich mehr Erb-
baurechtsvergaben zu vernünftigen Konditionen [�] 
bezahlbare Mieten� ermöglichen (ebd.). 

In der Ebene Geld wäre es für einen gemeinwohlorien-
tierten Wohnungssektor möglich, neben einer grund-
sätzlichen Erhöhung der Fördermittel für den sozialen 
Wohnungsbau, �nanzielle Hilfeleistungen ausschließ-
lich gemeinnützig (gemeinwohlorientierten) wirtschaf-
tenden respektive nicht pro�torientierten Wohnungs-
bauunternehmen oder Genossenschaften zukommen 
zu lassen (Metzger und Schipper 2017, S. 163). Die �sozi-
ale Zwischennutzung� (Schönig 2018, S. 229) mit auslau-
fenden Belegrechten als bisherige Form der Wohnraum-
förderung könnte in Richtung dauerhafte Absicherung 
gelenkt werden und langfristig bezahlbaren Wohnraum 
sichern (Holm 2013, S. 8).

Über das Recht hat bspw. die kommunale Politik mit 
städtebaulichen Verträgen die Möglichkeit, den Anteil 
an gefördertem oder gemeinschaftlichen Wohnraum 
rechtlich bindend festzulegen und Ein�uss auf privates 
Baugeschehen im Sinne des Gemeinwohls zu nehmen 
(Schipper und Latocha 2018, S. 70). Außerdem können 
über das Gesellschaftsrecht Wohnungsbauträger (z. B. 
Genossenschaften, kommunale Wohnungsbaugesell-
schaften etc.) in ihren Strukturen und Handlungsmög-
lichkeiten beein�usst werden (Holm 2017, S. 140). Es gibt 
noch zahlreiche weitere Möglichkeiten über rechtliche 
Bestimmungen Ein�uss zu nehmen, bspw. über die Er-
lassung von Milieuschutzsatzungen, in denen ein städ-
tisches Vorkaufsrecht verankert ist und Umwandlungen 
unter Genehmigungsvorbehalt stehen, eine Verschär-
fung der Mietpreisbremse oder die Einführung eines 
kollektiven Mietrechts und einige mehr (Hellriegel und 
Schmitt Pací�co 2019, S. 63).

Im Bereich des Eigentums stellt die Veränderung der 
Eigentümer*innenstruktur in Richtung nicht-pro�t-
orientierter Wohnungsmarktakteur*innen die sinn-
vollste Strategie dar, bezahlbaren Wohnraum zu ge-
währleisten (Schipper 2018, S. 116). Die Dimension des 
Eigentums nimmt unter den Steuerungsmöglichkei-
ten der Wohnungspolitik eine besondere Rolle ein, da 
die Eigentümer*innen- bzw. Vermieter*innenstruktur 
nicht nur ein Instrument der Wohnungspolitik ist, 
sondern auch deren Ergebnis (Holm 2017, S. 141). 
Nach der Idee einer �ökonomischen Bedingtheit� 
(Lütge 1949 zit. in Holm 2017, S. 141) bestimmter 
Vermieter*innenstrukturen folgend, deuten eine Reihe 
von Studien darauf hin, dass sich durch unterschiedli-
che Verwertungsbedingungen und Regulationsmoda-
litäten die jeweils dazu passenden Bauträger etablieren. 
(ebd.). Setzt die Wohnungspolitik auf besonders rendi-
teträchtige Rahmenbedingungen, werden sich dem-
entsprechend renditeorientierten Investor*innen als 
Träger*innen des Wohnungsbaus sowie der -bewirt-
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cher Aktionsraum, in dem die notwendigsten, oft einge-
schränkten Ressourcen genutzt werden� (Schnur 2014, 
S. 33). Quartiere scha�en Begegnungen und Kommuni-
kation zwischen den Bewohner*innen und ermöglichen 
damit einen direkten Austausch (Vogelpohl 2014, S. 69). 
Insbesondere für vulnerable Gruppen, wie ältere Men-
schen, Kinder oder Personen mit einem niedrigen so-
zio-ökonomischen Status, ist die direkte räumliche Um-
gebung von besonderer Bedeutung (Wehrheim 2015, 
S. 22).

Dementsprechend sind die rauminhärenten Aktivitäts-
muster sowie Beziehungen wichtiger als die äußere Ab-
grenzung. Schwirian (1983) de�niert ein Quartier �as a po-
pulation residing in an identi�able section of a city whose 
members are organized into a general interaction net-
work of formal and informal ties� (ebd., S. 84). Die Inter-
aktion geht hierbei von den Bewohner*innen des Quar-
tiers aus. Franke (2011) ergänzt dies, indem er Quartiere 
als �nicht �hoheitlich� abgegrenzt, sondern [�] von Ak-
teuren bzw. Akteursgemeinschaften �vor Ort� durch deren 
Handlungsradien und Bedeutungszumessungen konstru-
iert� (ebd., S. 15) versteht. Die dabei auftretenden sozialen 
Phänomene dürfen zwar nicht verräumlicht werden, den-
noch bieten nur Räume die Möglichkeit, diesen Phänome-
nen zu begegnen (Hellriegel und Schmitt Pací�co 2019, 
S. 26). Es bleibt zu untersuchen, welche Rolle Baugemein-
schaften hierbei einnehmen und welchen (gemeinwohlo-
rientierten) Beitrag sie als �Akteur*innengemeinschaft� für 
das Quartier und deren Bewohner*innen leisten und in-
wiefern dabei die Interaktion innerhalb des Aktionsrau-
mes im Kontext des Gemeinwohls beein�usst wird. Städ-
tische Räume, worunter Quartiere zu fassen sind, sind �in 
ihrer Dimension als Räume der Emanzipation und des ge-
sellschaftspolitischen Widerstands zu begreifen� (Dode-
rer 2007, S. 67) und deshalb ein wertvoller Ort, alternative 
Konzepte und Ideen der Stadtentwicklung umzusetzen. 
Der Prozess der Quartiersentwicklung ist nach Lefebvre 
als ein am Gebrauchswert orientierter partizipativer Aus-
handlungsprozess zu verstehen, womit er eine emanzi-
patorische, kapitalismuskritische Perspektive aufzeigt 
(Schnur 2014, S. 35), insbesondere im Zusammenhang 
mit den in Kapitel 2.2.3 aufgezeigten Überlegungen Da-
vid Harveys zum Verständnis von urbanen Restrukturie-
rungsprozessen im Kapitalismus zur Raumwirksamkeit der 
Kapitalakkumulation. Hierbei kommt den Akteur*innen 
im Immobiliensektor eine neue gestaltende und raum-
bildende Rolle für innerstädtische Standorte zu, die es 
durch demokratische Ein�üsse zu beschränken respek-
tive zu lenken gilt (ebd., S. 32).

Der Untersuchungsraum Mitte-Altona liegt im Bezirk Al-
tona der Hansestadt Hamburg, westlich der Hamburger 

Innenstadt, zwischen den Stadtteilen Bahrenfeld, Otten-
sen, Altona-Nord und Altona-Altstadt (Abb. 5). Der Anlass 
der Planung war die Überlegung der Deutschen Bahn 
AG, den Fern- und Regionalbahnhof Altona zu verlegen. 
Mit dem aufgegebenen Güterbahnhof gab es in diesem 
Bereich schon brachliegende Flächen, die vor der Ver-
legung des Bahnhofes genutzt werden konnten. Diese 
freiwerdende Fläche ermöglichte die Chance, in einem 
großen Umfang �dringend benötigten innerstädtischen 
Wohnraum zu scha�en� (Masterplan 2013, S. 5). Das ge-
samte Projektgebiet umfasst ca. 75 Hektar und hat eine 
Ost-West-Ausdehnung von ca. 600 Metern sowie eine 
Nord-Süd-Ausdehnung von ca. 1,2 Kilometern.

Der Untersuchungsraum begrenzt sich auf den ersten 
Bauabschnitt der Bahnkonversions�äche (Abb. 6). Im Ap-
ril 2011 wurde die Fläche an mehrere Investor*innen und 
Projektentwicklungsunternehmen veräußert, insbeson-
dere an die ECE Group GmbH und Co KG sowie die Au-
relis Asset GmbH. Mit diesen wurde ein städtebaulicher 
Vertrag geschlossen, da die Stadt Hamburg auf ihr Vor-
kaufsrecht verzichtete und somit die Fläche großenteils 
nicht selbst baulich entwickelte. Der erste Bauabschnitt 
wurde zwischen 2020 und 2021 fertig gestellt und liegt 
auf dem ehemaligen Güterbahnhofsgelände. Insgesamt 
entstanden auf diesem 13 Hektar großen Entwicklungs-
abschnitt 1.600 Wohneinheiten, wovon ein Drittel Sozial-
wohnungen, ein Drittel frei�nanzierte Mietwohnungen 
und ein Drittel Eigentumswohnungen sind, was sich aus 
dem städtebaulichen Vertrag ergibt. Mit diesem selbst 
auferlegten Drittelmix möchte die Stadt Hamburg eine 
sozial durchmischte Wohnvielfalt erreichen. 

20 % der Wohnungen waren für verschiedene Formen 
von Baugemeinschaften vorgesehen. Dies entspricht ca. 
320 Wohneinheiten, wobei diese Flächen dem Drittel öf-
fentlich geförderten Mietwohnungsbaus angerechnet 
werden (Städtebaulicher Vertrag 2014, S. 18). Mitte-Al-
tona war zum Zeitpunkt der vorbereitenden Maßnah-
men, nach der HafenCity, das zweitgrößte Stadtentwick-
lungsgebiet und hat somit eine wichtige Bedeutung und 
Strahlkraft, wie zukünftige Quartiere in der Hansestadt 
gestaltet werden. Die Version war es, ein �zukunftswei-
sendes�, �inklusives� sowie �durchmischtes� Quartier für 
Alle zu errichten (vgl. Masterplan 2013). Es wurden di-
verse Vorgaben wie ein autoarmes Mobilitätskonzept, 
Nutzungsmischungen, Inklusion in Bezug auf bauliche 
Maßnahmen, Integrationsprojekte, Nachhaltigkeit, der 
Bau einer Schule sowie Quartiersmanagement mit in 
den städtebaulichen Vertrag aufgenommen und um-
gesetzt. Im städtebaulichen Vertrag wurden den Bau-
gemeinschaften ebenfalls eine wichtige Bedeutung zu-
gewiesen. Die vorher festzulegenden Baufelder werden 
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um den Grad der Selbstverwaltung herauszuarbeiten, 
auch wenn einige Entscheidungen durch Vorgaben li-
mitiert sind. Die einzelnen Baugemeinschaften in Ko-
operation sind, neben der Mitgliedschaft in der Ge-
nossenschaft selbst, als Vereine organisiert: �Bei den 
Bestandsgenossenschaften gibt es ein Kooperations-
vertrag zwischen der Baugemeinschaft als Verein und 
der Traditionsgenossenschaft� (Transkript F, Z. 137 f.). Die 
interne Organisation ist meist als eine Form der Sozio-
kratie zu beschreiben. Dies ist eine arbeitsteilige Orga-
nisationsform zur Selbstverwaltung und Entscheidungs-
�ndung unterschiedlicher Aufgaben. Die Gesamtgruppe 
teilt sich in thematische Gremien oder Arbeitsgruppen 
auf, die mit dem Vorstand verknüpft sind und von die-
sem, im Sinne der gemeinsamen Ziele, geführt werden. 
Eine Entscheidungs�ndung erfolgt nach dem sogenann-
ten Konsentprinzip, welches eine Beschlussfassung im 
Sinne größerer gemeinsamer Ziele trotz vereinzelter Ein-
wände ermöglicht. Diese �nden in einem regelmäßigen 
Turnus statt. Des Weiteren wird eine eigene Satzung er-
lassen (vgl. Transkript C, Z. 98 �.; Transkript B, Z. 195 �.; 
Transkript D, Z. 95). Jedes Mitglied hat eine gleichberech-
tigte Stimme. Hierbei sind die zentralen Themen Wün-
sche, Vorstellungen und Projekte ins und für das Quartier 
zu organisieren sowie die Bewohnerschaft selbst auszu-
wählen, wobei das Gatekeeping den Projekten überlas-
sen wird. Die Wirkung der Baugemeinschaften und deren 
Bewohner*innen in das Quartier hinein ist Bestandteil 
von Kapitel 6.3. Die Aufnahme neuer Bewohner*innen 
wird immer im Kollektiv entschieden, wobei vorherige 
Auswahlgespräche statt�nden, um die Eignung zu be-

elles Risiko. Sowohl die Bewohner*innen als auch die 
Expert*innen sind sich darüber einig, dass Kleingenos-
senschaften �mehr Förderung, Unterstützung� (Tran-
skript E, Z. 258) brauchen und sich �die Förderung an 
den Markt anpassen� (ebd., Z. 121f.) muss, um eine in-
dividuellere Gestaltung und �größere Selbstverwaltung 
und Mitgestaltung� (Transkript F, Z. 143) zu erwirken. Ge-
nossenschaften verfolgen, anders als private Unterneh-
men,  �die mehr auf das Kapital [�] zielen� (ebd., Z. 451), 
andere Bestrebungen:  �Genossenschaften haben lang-
fristig soziale Aspekte� (ebd.). 

Abbildung 9 erweitert die in Kapitel 4.3 dargestellte Gra-
�k um die gewonnen Erkenntnisse aus den Interviews. Es 
wird ersichtlich, dass Baugemeinschaften in Kooperation 
mit einer Bestandsgenossenschaft ein gleichbleibend 
hohes Level an Dekommodi�zierung erreichen, jedoch 
den Nachteil in sich tragen, nicht alles selbst entschei-
den zu können. Dies führt zu weniger Selbstorganisa-
tion und Mitbestimmung. Würde die Y-Achse durch das 
Narrativ der Leistbarkeitsorientierung ersetzt werden, er-
gäbe sich ein anderes Bild. Hierbei wäre die Baugemein-
schaft in Kooperation, sofern eine Kleingenossenschaft 
keinen besonders starken Solidaritätsfonds aufweist, hö-
her einzustufen als die Kleingenossenschaft. 

Die Mitbestimmung und Selbstorganisation bezog sich 
auf die Rolle der Bewohner*innen bei der Planung und 
dem Bau ihres Hauses; ihre Rolle innerhalb der Quar-
tiersentwicklung ist Thematik des Kapitels 6.3. Im Fol-
genden sollen die inneren Strukturen dargelegt werden, 

Abb. 9: Erweiterte Merkmale unterschiedlicher Eigentumsformen
Quelle: Eigene Darstellung nach Balmer und Bernet 2015, S. 191
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war entweder von Beginn an gewollt oder wurde durch 
die Finanzierung, die von allen als große Herausforde-
rung empfunden worden ist, bestimmt:  �Das war in ers-
ter Linie die Finanzierbarkeit, weil wir alle wenig Geld 
hatten, da war eine Genossenschaft erst einmal am sym-
pathischsten� (Transkript A, Z. 132). 

Überwiegend gründen Baugemeinschaften eine ei- 
gene sogenannte Kleingenossenschaft, in der nur die 
tatsächlichen Bewohner*innen Genoss*innen sind und/
oder sich unter dem Dach einer weiteren Genossenschaft 
be�nden, der sogenannten Dachgenossenschaft bzw. 
Projektträger-Genossenschaft. Hierbei handeln sie 
eigenständig und basisdemokratisch, erhalten jedoch 
Unterstützung zur Umsetzung des Projektes durch 
andere Genoss*innen innerhalb der Dachgenossenschaft. 
Die andere verbreitete Form ist, dass sich die zu Beginn 
formierte Rechtsform einer Bestandsgenossenschaft 
anschließt. Bestandsgenossenschaft meint hierbei 
große �traditionelle� Genossenschaften, wobei die 
Bewohner*innen der Projekte �einer von sechs oder sie-
bentausend Genossen� (Transkript F, Z. 141) sind. Es er-
geben sich Kostenvorteile durch den Größene�ekt und 
Aufgaben können an professionalisierte Strukturen in-
nerhalb der Genossenschaft abgegeben werden.

Bei der Beschreibung der Baugemeinschaft ist au�ällig, 
dass sich lediglich eine Baugemeinschaft als Kleingenos-
senschaft organisiert hat, die sich unter der Dachgenos-
senschaft der Wohnreform eG be�ndet, die weitere Bau-
gemeinschaften in Hamburg bei der Umsetzung ihres 
Vorhabens unterstützt hat. Die einzelnen Entscheidun-
gen �elen in der Gruppe nach Abwägung des Risikos 
und der Finanzierung. Auch wenn sie die Rechtsform ei-
ner Kleingenossenschaft oder Dachgenossenschaft prä-
ferierten, mussten sie sich aufgrund der Bezahlbarkeit 
und der Höhe der zeitlichen Ressourcenaufwendung 
einer Bestandsgenossenschaft anschließen: �Die ur-
sprüngliche Idee war ein Grundstück zu kaufen und sel-
ber zu bauen und da haben wir aber ziemlich schnell 
gemerkt, da kommen wir an unsere Grenzen, da ha-
ben wir keine Kohle für, das überfordert uns alle� (Tran-
skript A, Z. 24 f.). Grundsätzlich bestehen im Baugemein-
schaftsbereich einige Hindernisse, die die Teilnahme für 
Geringverdiener*innen erschweren, die jedoch im Sinne 
einer Gemeinwohlorientierung und der aktuellen Woh-
nungsmarktsituation unbedingt zu berücksichtigen sind. 
Dr. Metzger wies darauf hin, dass Baugemeinschaften im 
Grunde genommen Eigentum scha�en. Dies geschieht 
als individuelles Eigentum oder im kollektiven Eigentum. 
Geringverdienende haben hierbei meist nicht die �nan-
ziellen Möglichkeiten, um sich Wohnungseigentum zu 
verscha�en. Diese sind somit meist in Bestandsgenos-

stimmen. Hierbei müssen �die Bedingungen [�] der IfB, 
also der Förderbank� (Transkript C, Z. 157) erfüllt sein, 
was die Suche einschränkt, da meist �die höheren Fall-
gruppen [�] immer relativ schnell gefüllt [sind] und die 
Fallgruppe 1 muss dann immer noch manchmal ein biss-
chen gesucht werden� (Transkript F, Z. 539 f.).

Die bereits angesprochene Förderung durch die Stadt 
Hamburg soll im Folgenden näher betrachtet werden, 
da durch sie maßgeblich die Realisierung der Projekte 
beein�usst wird. Denn ohne eine gezielte Förderung wä-
ren viele Projekte nicht umsetzbar.

Zunächst einmal ist festzustellen, dass es sich bei allen 
Projekten in Mitte-Altona ausschließlich um private Ini-
tiativen handelt, das heißt, sie sind aus der intrinsischen 
Motivation einzelner Personen oder Gruppen hervor-
gegangen und haben sich schlussendlich zu einer re-
alisierten Baugemeinschaft entwickelt. Hierbei gab es 
keine*n Vorhabenträger*innen o. ä., der/die die Organi-
sationsstruktur, Gruppenzusammensetzung und/oder 
allgemeine weitere Planung vorgegeben hat.

Die Wahl der Rechtsform wurde explizit abgefragt, da 
in der Vorbereitung zur Untersuchung angenommen 
wurde, dass die Zielsetzung eines Projektes von dieser 
Wahl abhängig ist, auch wenn, wie Herr Dr. Metzger rich-
tigerweise feststellt, �die genossenschaftliche Idee [�] 
sich nicht nur in der Rechtsform der Genossenschaft um-
setzen [lässt], sondern die genossenschaftliche Idee lässt 
sich natürlich auch mit zum Beispiel Ansätzen wie dem 
Mietshäuser Syndikat umsetzen� (Transkript E, Z. 102 �.), 
die als eine GmbH organisiert ist. Da keine anderen 
Rechtsformen als die WEG oder Genossenschaftsformen 
innerhalb des Untersuchungsgebiets vorzu�nden sind, 
gab es diesbezüglich keine Auswahlmöglichkeit. Den-
noch ist es interessant zu erfahren, warum die Genos-
senschaft als Rechtsform gewählt worden ist, da davon 
ausgegangen wird, dass diese dem genossenschaftli-
chen und somit ein Stück weit auch dem gemeinwohl-
orientierten Gedanken folgt, da bei der Rechtswahl, 
zumindest theoretisch die Aspekte wie die �nanzielle 
Ausstattung, Risikobereitschaft und insbesondere Mit-
bestimmungsrechte relevant sind. Des Weiteren gibt es 
Unterschiede in der Art der gewählten Genossenschafts-
zugehörigkeit und Form.

Die Wahl der Rechtsform musste zwangsläu�g zu einem 
frühen Zeitpunkt des Entwicklungsstandes feststehen, 
da die Projekte bei der Bewerbung bei der Agentur für 
Baugemeinschaften ein �Finanzierungskonzept� (Tran-
skript F, Z. 93) vorlegen müssen, welches die Wahl der 
Rechtsform enthält. Die Rechtsform der Genossenschaft 
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wahlgespräch eingeladen� (ebd., Z. 100 f.), wobei dies 
federführend von der Agentur für Baugemeinschaften 
durchgeführt wird, �aber wir natürlich andere Dienststel-
len, wie die Liegenschaft oder die Bezirksämter oder In-
vestitions- und Förderbank oder weitere dann immer 
dazu beziehen� (ebd., Z. 104�.). Daran anschließend wer-
den die Baugemeinschaften ausgewählt und das Pro-
jekt umgesetzt. Die zu erfüllenden Kriterien werden in 
der Planungs- und Bauphase überwacht. Oftmals ist aus 
der Bewerbung und den sozialen Zielen, die die Bauge-
meinschaft erreichen möchte, ersichtlich, dass die ein 

�Wolkenschloss� (ebd., Z. 176) aufbauen wollen und des-
wegen abgelehnt werden. Es wird von Seiten der Stadt 
darauf geachtet, dass die Konzepte belastbar sind, aber 
auch viele unterschiedliche Konzepte innerhalb des 
Quartiers umgesetzt werden. 

Die angesprochenen Förderbedingungen sind je nach 
Rechtsform und Art der Genossenschaft di�erenziert 
und gelten beim Neubau eines Hauses. Die spezielle 
Förderung über die Förderrichtlinie Baugemeinschaf-
ten der Investitions- und Förderbank Hamburg, die �es 
so [�] in keinem anderen Bundesland� (Transkript F, 
Z. 44) gibt, stellt eine besondere Förderkulisse dar. Hier-
bei werden zum einen Wohnungseigentümergemein-
schaften und genossenschaftliche Projekte gefördert, 
wobei es andere Förderungen bei einer Kleingenos-
senschaft als bei einer Kooperation mit einer Bestands-
genossenschaft gibt. Bei der Kleingenossenschaft wird 
keine Unterscheidung gemacht, ob sich diese unter ei-
ner Dachgenossenschaft respektive Projektträger-Ge-
nossenschaft organisiert oder komplett eigenständig 
agiert. Die Baugemeinschaften sind alle ö�entlich ge-
fördert und müssen daher Belegungsquoten einhalten, 
die in Fallgruppen aufgeteilt werden. Diese Fallgruppen 
orientieren sich an der Einkommensgrenze gem. § 8 des 
Hamburgischen Wohnraumförderungsgesetzes (Hmb-
WoFG), wobei eine Überschreitung der Einkommens-
grenze in Abhängigkeit von der Belegungsquote zu-
lässig ist. Die Förderung der jeweiligen Wohnung bzw. 
Wohn�äche bezieht sich auf das zu versteuernde, sozi-
alversicherungsp�ichtige Jahresbruttoeinkommen des 
Haushalts. Bei einem kleingenossenschaftlichen Pro-
jekt schreibt die Richtlinie Belegungsquoten vor, die 
sich auf vier Fallgruppen beziehen. Bei der Fallgruppe 1 
dürfen mindestens 30 % der Bewohner*innen die Ein-
kommensgrenze um nicht mehr als 45 % überschrei-
ten. Bei der Fallgruppe 2 ist die Belegungsquote vari-
abel und die Einkommensgrenze darf um bis zu 65 % 
überschritten werden. In der Fallgruppe 3 und 4 dür-
fen höchstens 20 % der Bewohner*innen die Einkom-
mensgrenze um 65 bis 100 % sowie über 100 % über-
schreiten. Die Förderungen für Kleingenossenschaften 

vergeben werden sollen. Dieses Verfahren �ndet über 
die Agentur für Baugemeinschaften statt, �über reine 
Konzeptverfahren� (ebd., Z. 35 f.). Das Konzeptverfah-
ren wurde in Kapitel 3.3 vorgestellt und stellt eine Ab-
kehr der Vergabe von Grundstücken nach dem Höchst-
bieterverfahren dar, �sodass Baugemeinschaften nicht 
in Konkurrenz zu anderen treten müssen� (ebd., Z. 36 f.).

Die Stadt Hamburg hat ihr Vorkaufsrecht gem. §§ 24, 25 
BauGB in Mitte-Altona nicht geltend gemacht, jedoch 
einen städtebaulichen Vertrag abgeschlossen, der die 
inhaltlichen, �nanziellen und rechtlichen Grundlagen, 
ergänzend zum Bebauungsplan 26 (Abb. 6), scha�t. Die-
ser beinhaltet, dass ein Drittel der für Wohnen zur Ver-
fügung stehenden Grundstücks�äche im ö�entlich ge-
förderten Mietwohnungsbau realisiert werden soll und 
die Grundstücke aus den in Abbildung 8 dargestellten 
Baublöcken an Baugemeinschaften veräußert und durch 
die Agentur für Baugemeinschaften vergeben werden 
sollen. Es ist so, �dass die Stadt Hamburg die Flächen für 
Baugemeinschaften erwirbt [�] und dann wieder an 
Baugemeinschaften veräußert [�], da das beste Stadt-
entwicklungsinstrument ist, wenn man die Fläche selber 
besitzt� (Transkript F, Z. 265 �.). Die Grundstücke werden 
vom Bezirksamt festgelegt. Die Veräußerung hat den 
Vorteil, dass diese Grundstücke den Investorengruppen 
entzogen werden und sich im Eigentum der Genossen-
schaften be�nden, wobei im Vorhinein der errechnete 
Verkehrswert aufzubringen ist, der über �ein Verkehrs-
wertgutachten ermittelt und dann in der Ausschreibung 
transparent dargestellt� (ebd., Z. 63) wird. Aus dem städ-
tebaulichen Vertrag ging ebenso hervor, �welche Eigen-
tumsformen auf welchem Baufeld umzusetzen ist� (ebd., 
Z. 115 f.). Die Förderung durch die Stadt Hamburg di�e-
renziert sich nach Eigentumsformen und Aufbau inner-
halb dieser Rechtsform. Die Baugemeinschaften können 
sich nach Ausschreibung der Grundstücke auf diese be-
werben, wobei sich nur Baugemeinschaften bewerben 
können, die sich vorher registriert haben. Diesem Bewer-
bungsformular müssen Informationen beigelegt werden, 
wie: Anzahl der Mitglieder*innen, Struktur der Bauge-
meinschaft, Angaben zum inhaltlichen Konzept (Ziele, 
energetischer Gebäudestandard, ökologisches Konzept, 
wahlweise Integrationskonzept), Kooperationspartner, 
die als �ganz wichtige Partner in Hamburg� (ebd., Z. 93) 
gesehen werden, die die Baugemeinschaften dabei un-
terstützen ihr Vorhaben zu realisieren, Haushalte (Be-
legungsquote, Förderungsquote) sowie ein �belastba-
res� (ebd., Z. 98) Finanzierungskonzept. Im Anhang 4 ist 
das gesamte Bewerbungsformular einzusehen. Darauf 
aufbauend werden die Baugemeinschaften, die die Kri-
terien erfüllen und nach einem gewissen Bewertungs-
schema (Anhang 5) bewertet werden �zu einem Aus-
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Insgesamt ist die Förderlandschaft einmalig in der Bun-
desrepublik und �das eine was gemacht wird in der Stadt 
Hamburg, das muss man dazu sagen, dass die Förder-
möglichkeiten in der Stadt Hamburg schon herausra-
gend sind und trotzdem eigentlich kaum ausreichen 
oder zumindest den immer weiter steigenden Kosten 
auf dem Markt hinterherhinken� (Transkript E, Z. 118 �.). 
Dennoch reicht die Förderung nicht aus, um mehr Klein-
genossenschaften zu etablieren, da das aufzubringende 
Eigenkapital nicht �nanziert werden kann; �also einen 
hohen Anteil an Genossenschaftsanteil bezahlen, aber 
brauchen trotzdem einen Paragraph-5-Schein2 und das 
ist schon ein bisschen irrsinnig� (Transkript A, Z. 135 �.). 
Die in Kapitel 1 angesprochene �Mittelschichtsförde-
rung� wird als Thematik aufgegri�en, wobei die Stadt 
Hamburg durch gezielte zusätzliche Förderung versucht 
Menschen mit Schwierigkeiten am Wohnungsmarkt zu 
helfen, wie bspw. Flüchtlingen, Menschen mit einer Be-
hinderung oder vordringlich Wohnungssuchende stär-
ker mit einzubeziehen. Insbesondere die Kleingenossen-
schaften werden jedoch bevorzugt von der Mittelschicht 
gegründet und aufgebaut. Innerhalb einer Baugemein-
schaft in Kooperation wird ebenfalls festgestellt, dass 
sie �eine weiße Mittelschicht, viele Akademiker, die es 
einfach gescha�t haben, sich als Gruppe zu organisie-
ren� (ebd., Z. 292) sind, dennoch wird � auch unter Be-
rücksichtigung der Fallgruppen � darauf geachtet, eine 
möglichst diverse und o�ene Baugemeinschaft zu sein, 
die soziale Projekte innerhalb der Baugemeinschaft und 
des Quartiers unterstützt: �wir haben alle versucht an al-
les zu denken und alle mitzunehmen, haben eine ganz 
gute Mischung gefunden von der Altersstruktur, also von 
Leuten die gerade Anfang 30 sind bis Leute, die über 60 
sind, Familien mit Kindern, Einzelpersonen, es ist einfach 
bunt gemischt� (ebd., Z. 81�.). Diese Aussagen werden 
ebenfalls von den Expert*innen bestätigt, �ich glaube es 
gibt so Personen, an die man so klassischerweise denkt, 
wenn man an Baugemeinschaften denkt, also eher so 
klischeemäßig: so links, linksorientierte besserverdie-
nende Leute so. Aber ich �nde in Mitte-Altona ist das 
gemischt� (Transkript G, Z. 184 �.). Es wird des Weiteren 
angemerkt, dass insbesondere die Initiator*innen die-
sen Gedanken bei der Gründung hatten und diesen bis 
in die Realisierungs- und Nutzungsphase erhalten möch-
ten. Die Agentur für Baugemeinschaften hält aus ihrer Er-
fahrung ebenfalls fest, dass die Initiator*innen der Grup-
pen meist aus der Mittelschicht stammen, ohne die das 
ganze Projekt nicht realisierbar wäre, weswegen es die 
Aufteilung der Fallgruppen gibt. Nichtsdestotrotz blei-
ben viele, die eine Behausung in innerstädtischer Lage 

2 Früher hieß der Wohnberechtigungsschein Paragraph-5-Schein, da er sich aus 
dem § 5 des HmbWoFG ergab, der heute den § 8 HmbWoFG darstellt.

steigt, einem gemeinnützigen Zweck zugeführt. 
 . Identitätsprinzip: Die Bewohner*innen haben 

eine eigentümerähnliche Stellung und sind somit 
Mieter*innen und zugleich Miteigentümer*innen.

 . Demokratieprinzip: Jedes Mitglied der Rechts-
form der Baugemeinschaft hat eine gleich-
berechtigte Stimme, die unabhängig vom 
Kapitaleinsatz ist. Die Baugemeinschaft ist stimm-
berechtigte Anteilseignerin/Gesellschafterin der 
Rechtsform, die Eigentümerin des Gebäudes wird 
und muss einen Anteil von mind. 50 % halten.

 . Selbstnutzung: Mitglieder*innen sind nur so lange 
Miteigentümer*innen, wie sie dort wohnen. Die 
Mitglieder*innen der Baugemeinschaft handeln als 
gemeinsam Verantwortliche bei der Planung, Bau-
ausführung und Wohnungsverteilung und nutzen 
das Haus selbst. Individuelles Eigentum ist ausge-
schlossen. Die Wohnungen dürfen dauerhaft nicht 
in Eigentumswohnungen umgewandelt werden.

 . Selbstverwaltung: eine gemeinsame, demokratisch 
organisierte Gruppe, die über das Eigentum, bspw. 
ein Haus, verfügt und selbiges selbstständig verwal-
tet. Hierzu wird ein Vertrag mit dem Kooperations-
partner abgeschlossen, bspw. bei der Auswahl von 
Bewerber*innen (Kapitel 6.2.2).

 . Der Kooperationspartner und die Baugemein-
schaft verfolgen mind. ein gemeinsames Ziel, für 
das sie sich zusammenschließen: Es wird das Ziel 
verfolgt, preisgünstigen Wohnraum zu scha�en 
und diesen dauerhaft zu sichern. Es wird ebenfalls 
die Übernahme von Arbeiten und Aufgaben durch 
die Mitglieder*innen der Baugemeinschaft ange-
strebt. Hierbei wird sich die Bündelung der Kräfte 
wirtschaftlich Schwächerer für die Bewältigung von 
Aufgaben zum Ziel gesetzt (vgl. Hamburgische In-
vestitions- und Förderbank 2020). 

Diese Grundsätze gehen aus der Förderrichtlinie hervor 
und werden, wie in den vorherigen Kapiteln umschrie-
ben, eingehalten und sind ebenfalls wichtige Aspekte ei-
ner gemeinwohlorientierten Wohnungsversorgung, die 
in Kapitel 7 eingehender diskutiert wird. Ebenfalls ist an-
zumerken, dass die Belegungsbindung 20 Jahre nach 
mittlerer Bezugsfertigkeit endet. Die geförderten Nut-
zungsentgelte werden nach drei Fallgruppen di�eren-
ziert, wie in Tabelle 3 dargestellt.

Des Weiteren wird für den Bauherren eine Bezuschus-
sung in Abhängigkeit von der Höhe des Grundstücks-
wertes, der Größe des Bauvorhabens und der Fallgruppe 
gewährt. Je Fallgruppe und Grundstückswert erhält die 
Genossenschaft zudem einen anfänglichen Zuschuss 
zwischen 0,00 �/m† und 3,40 �/m† monatlich.
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ganz anders ist, wenn die Leute da tatsächlich hinzie-
hen und das für sich planen, als wenn das Leute sind, die 
am Thema interessiert sind, aber das so von außen se-
hen oder eher strukturell� (Transkript G, Z. 124�.). Laut 
den Expert*innen ist hier ein Unterschied zu herkömmli-
chen Wohnungen zu sehen, die sich auch erst beteiligen, 
wenn sie ihre Wohnung bezogen haben. Es ist außerdem 
ein Unterschied hinsichtlich der Rechtsform auszuma-
chen: �was mir, jetzt wo Sie die Frage stellen, au�ällt ist, 
dass vor allem Baugemeinschaften mitgemacht haben, 
die auch wirklich den inklusiven Schwerpunkt hatten� 
(ebd., Z. 109�.). Dies bezieht sich auf genossenschaftli-
che Projekte, �die richtig nur Eigentumsbaugemeinschaf-
ten sind, die haben eher weniger teilgenommen. Die, die 
genossenschaftlich verbandet waren, schon mehr und 
Möwe ist ja eine Kleingenossenschaft [�] die waren auf 
jeden Fall immer mit dabei� (ebd., Z. 140�.).

6.4 Wahrnehmung des Gemeinwohlgedan-
kens

�Gemeinwohlorientierung heißt Kostenorientierung� (Transkript E, Z. 172).

�persönliche Interessen auch mal zurückzustellen� (Transkript A, Z. 232).

Bei der Frage zur persönlichen Einordnung des Begri�s 
der Gemeinwohlorientierung im Zusammenhang mit 
der Wohnungsversorgung wurden von den Befragten 
unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt, jedoch im Ge-
samtzusammenhang von allen sehr ähnlich beantwor-
tet. Im Zentrum der Aussagen steht, dass �Einzelpartiku-
larinteressen� (Transkript F, Z. 405) nicht vorrangig sind, 
sondern dass �Verantwortung für andere� (Transkript C, 
Z. 383) auf verschiedenen Ebenen übernommen wird, 
als das �Übergeordnet[e]� (Transkript F, Z. 405) gemein-
schaftliche Wohl zu begreifen sei. 

Zum einen wurde die stärkere Berücksichtigung der 
�Schwächeren auf dem Wohnungsmarkt� (Transkript B, 
Z. 345) angesprochen. Hierbei geht es darum, eine sozi-
ale Ausrichtung der Wohnungsversorgung zu erreichen, 
indem eine Kostenorientierung Vorrang vor anderen 
Interessen hat und Pro�te und Gewinne ausgeschlos-
sen werden, �denn das was die Wohnungswirtschaft 
oder den Wohnungsmarkt am schlimmsten verteuert, 
ist die Spekulation und die Grundstücksspekulation� 
(Transkript E, Z. 173 �.). Es sollen mehr soziale Träger 
mitgedacht werden, die die Aufgaben der Wohnungs-
versorgung übernehmen, weil �wir haben ja dieses Spe-
kulationsgebiet, das Holstenquartier, dieses Hin- und 
Herschieben von Grundstücken, dass der Preis steigt� 
(Transkript D, Z. 349 �.), soll verhindert werden. Es gibt 

�soziale Träger, die gerne selber sozialen Wohnraum oder 
auch WA-gebundenen Wohnraum bauen würden, aber 

tiv für die Entwicklung ein, wozu es zu einem stärker 
partizipativ ausgerichteten Planungsprozess innerhalb 
des Quartiers kommt. Ein wesentliches Beispiel, wel-
ches sowohl von den Bewohner*innen als auch von den 
Expert*innen angesprochen worden ist, ist das Engage-
ment und die Vernetzung untereinander, um ein autoar-
mes Quartier zu realisieren: �wir haben sehr früh Kontakt 
aufgenommen [�], wie die Straße zur Schule hin, wie 
die gestaltet werden sollte oder, ob wir da eventuell ge-
meinsam Anträge an das Bezirksamt stellen [�] das war 
uns wichtig [�] und da haben wir gemeinsam ein Schrei-
ben aufgesetzt [�] auch mit den anderen Baugemein-
schaften� (Transkript C, Z. 254). Dies wurde bei der wei-
teren Planung berücksichtigt und eine entsprechende 
Umplanung der Verkehrswegeführung durchgesetzt. Ein 
weiteres Beispiel ist die Umplanung der Harktorstraße, 
die direkt an das Quartier Mitte-Altona angrenzt, �da ha-
ben sich wirklich viele Baugemeinschaften [dafür einge-
setzt], dass die Straßenplanung nochmal verändert wird, 
damit sich wirklich viele Leute da bewegen können, so-
wohl Kinder als auch mobilitätseingeschränkte Perso-
nen� (Transkript G, Z. 168 �.). Es gehen ebenso Initiativen 
aus Baugemeinschaften hervor, die die direkte Umge-
bung betre�en, wie bspw. das Holstenareal, welches das 
Neubaugebiet Mitte-Altona erweitern wird; �wir haben 
als Baugemeinschaft mit anderen zusammen uns damit 
auch auseinandergesetzt, wie gegenüber das Holstena-
real bebaut wird.� (Transkript C, Z. 263). Es lässt sich ein 
großes Bedürfnis an Partizipation ausmachen, welches 
das Quartier beein�usst. Dies wird laut Agentur für Bau-
gemeinschaft angestrebt, um die Bewohner*innen mit-
zunehmen, damit dies �nicht über deren Köpfe hinweg 
entschieden wird� (Transkript F, Z. 356). Zur Unterstüt-
zung hat die Stadt Hamburg intermediäre Beratungsein-
richtungen, Netzwerke sowie eine eigene kommunale 
Beratungsstelle eingerichtet, die �Agentur für Baugemein-
schaften�. Es gab jedoch ebenso kritische Stimmen, die 
dem partizipativen Prozess und den umgesetzten bau-
lichen Gegebenheiten kritisch entgegenstehen und den 
Wunsch geäußert haben, �dass Quartiere unter Mitbe-
stimmung der Leute [zu]entwickel[n] (�), die da auch 
wohnen� (Transkript A, Z. 323 f.), es wird festgestellt, dass 

�wir hier im Stadtteil auch nur bedingt Ein�uss [hatten], 
dass nicht alle, also hier wurde tatsächlich so gebaut, wie 
man am besten gar nicht mehr baut� (ebd.). Die unter-
schiedlichen Sichtweisen sind auf eine verbesserungsfä-
hige Beteiligung und Vernetzung zurückzuführen, da das 
Bestreben sich an diesen Prozessen zu beteiligen betont 
wurde, jedoch bei vielen Entscheidungen keine Berück-
sichtigung gefunden hat.

Baugemeinschaften tragen einen wichtigen Teil dazu 
bei das Quartier mitzugestalten, �weil das nochmal 
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eigentlich nie Flächen bekommen, weil das nicht vorge-
sehen ist in der Stadt� (Transkript G, Z. 310 �.) und dass 
dies �wie die Baugemeinschaft andere Interessen und 
Sichtweisen und auch andere Personengruppen einfach 
nochmal mit reinbringt und [�] einen anderen Mehr-
wert für den Stadtteil haben kann� (ebd., Z. 315). In die-
sen sozialen Trägern der Wohnungsversorgung ist aber 
auch die �Bewohnerselbstverwaltung soweit es geht� 
(Transkript E, Z. 181) möglich.

Zum anderen geht es darum, dass Wohnen mehr als 
nur eine Behausung ist, �dass nicht nur die Wohnung 
zählt, sondern auch das Umfeld� (Transkript D, Z. 357f.). 
Innerhalb des Quartiers soll eine Durchmischung �mit 
verschiedenen Zielgruppen (�) möglichst sozial unter-
stützt� (Transkript B, Z. 260), �und das Herstellen eines 
gewissen Austausches� (ebd., Z. 262) statt�nden. Es geht 
um �Verantwortung für andere, [�] Toleranz für vieles 
[�], Aktivitäten, Lebensformen und dass nicht jeder nur 
auf sich guckt, sondern, dass man im gleichen Maße auch 
auf andere guckt und überlegt, was ist mein Part dabei� 
(Transkript C, Z. 383 �.), um eine stabile Nachbarschaft zu 
erreichen, indem eine soziale Struktur aufgebaut wird. 
Es wird bei einer gemeinwohlorientierten Wohnungs-
versorgung soziale Unterstützung geleistet, wobei die 
Aufgabe ist �auf die Menschen zu gucken, die eben nicht 
so stark sind oder denen es nicht so leichtfällt, überall 
einfach so teilzunehmen und dass man die mitdenkt 
und dass man eben wirklich von Anfang an oder eben 
schnell mit einbezieht und dafür sorgt, dass es denen 
eben genau so gut geht, wie einem selber�(Transkript G, 
Z. 278 �.). Insgesamt bleibt der Begri� der Gemeinwohlo-
rientierung o�en, der sich dennoch eingrenzen lässt, in-
dem sich die Frage gestellt wird ��was ist für alle die beste 
Lösung und da haben Baugemeinschaften natürlich ei-
nen Vorteil� (Transkript A, Z. 233 f.). 

Die weitere Befragung fand anhand einer Likert-Skala 
statt, indem Aussagen zur Gemeinwohlorientierung und 
der Rolle der Baugemeinschaften einbezogen wurden 
(Kapitel 5.4). Die Fragen 1 und 6 bezogen sich nur auf die 
Bewohner*innen selbst, da diese nicht von Außenste-
henden beantwortet werden können, weswegen diese 
Ergebnisse im Folgenden in der Abbildung 10 geson-
dert dargestellt werden. 

Die Frage 1 lautet: �Baugemeinschaften erhöhen das Ge-
fühl eines �Zuhause-Seins��. Alle Bewohner*innen haben 
diese Frage mit �stimme zu� beantwortet, was auf eine zu-
friedenstellende Wohnungsversorgung schließen lässt.

Die Frage 6 bezog sich auf die Fragestellung: �Bauge-
meinschaften sehe ich als Gegenentwurf zum privaten 

Abb. 10:  Ergebnisse des Interviews, Aussagen 1 und 6
Quelle: Eigene Erhebung

Mietmarkt�. Hierbei wurde es vermehrt nicht als Gegen-
entwurf, sondern als Ergänzung gesehen. Diese Aussage 
unterstreicht zum einen die ausbleibende politische Mo-
tivation und zum anderen, dass eher das Gemeinschaft-
liche und nicht so sehr der �nanzielle Vorteil im Vorder-
grund steht.

Die zweite Aussage bezieht sich auf: �Baugemeinschaf-
ten erhöhen die Gemeinwohlorientierung der Woh-
nungsversorgung�. Hierzu haben alle angegeben, dass 
sie dem zustimmen und ihre persönlichen Aspekte von 
Gemeinwohl erfüllen und damit zu einer erhöhten Ge-
meinwohlorientierung beitragen. 

Die dritte Aussage lautete: �Eine Baugemeinschaft ist nur 
für die Mittelschicht geeignet, die sich das Wohnen in der 
Stadt ansonsten nicht mehr leisten kann�. Es gab eine 
größere Anzahl, die dieser Aussage und damit der Kritik 
der Baugemeinschaft als Mittelschichtsförderung nicht 
zustimmten, weil die Durchmischung durch die Fallgrup-
pen sowie die Bewohner*innen selbst geregelt wird. Es 
wurde jedoch noch einmal darauf verwiesen, dass es auf 
die Organisation der Baugemeinschaft ankommt und 

�wie es gelebt wird� (Transkript A, Z. 278).

Die vierte Aussage bezog sich direkt auf das unter-
suchte Instrument: �Baugemeinschaften eignen sich als 
ein Instrument der Wohnungsversorgung, bezahlbaren 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen.� Hierbei gehen die 
Meinungen etwas weiter auseinander, da wieder die Or-
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Abb. 11:  Ergebnisse des Interviews, Aussagen 2 bis 5
Quelle: Eigene Erhebung
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zierbarkeit nicht alle Vorstellung umgesetzt werden kön-
nen, was den Gebrauchswert vermindert.

Schlussendlich erhöhen jedoch beide Formen den Ge-
brauchswert im Gegensatz zur herkömmlichen Woh-
nungsversorgung deutlich, da individuelle Vorstellungen 
und Wünsche umgesetzt werden können. In beiden Fäl-
len wird das Spannungsverhältnis zwischen Gebrauchs- 
und Tauschwert aufgehoben, da die Bewohner*innen 
selbst Eigentümer*innen sowie Nutzer*innen sind und 
keine Gewinnmaximierung, sondern eine Maximierung 

� um im Terminus des Kapitalismus zu bleiben � der Le-
bensqualität angestrebt wird.

Baugemeinschaften und die Finanzialisierung
Die untersuchten Baugemeinschaften sind insofern der 
Kommodi�zierung entzogen, als dass sie keinen direk-
ten Tauschwert besitzen, da sie nicht dem freien Markt zur 
Verfügung stehen und somit nicht als zinstragende Ka-
pitalanlagen zu nutzen sind. Der politische Wille hat seit 
dem Feststellen eines Wohnungsmangels und den aktuel-
len Herausforderungen, wie dem demographischen Wan-
del, Umbruch traditioneller Familienkonstellationen, der 
Zuwanderung etc., einen Paradigmenwechsel vollzogen, 
wobei bspw. das beschriebene Konzeptverfahren einge-
führt wurde, um anderen Bauträger*innen Flächen zur 
Verfügung zu stellen, die andere Ziele verfolgen als die 
Pro�trealisierung und -maximierung. Es werden aktiv Bau-
gemeinschaften durch spezielle Wohnraumförderungen 
staatlich unterstützt. Hierbei ist eine neue Form von sozi-
alem Wohnungsbau entstanden, der nicht nur die quanti-
tative Bedarfsdeckung, sondern ebenso die qualitativen 
Belange unserer Zeit bedenkt � ein neues soziales Woh-
nen. Die Ausweitung des Einsatzes von Baugemeinschaf-
ten kann somit als eine politische Antwort auf die Neoli-
beralisierung der vergangen 30 Jahre gewertet werden.

Die Finanzialisierung des Wohnungsmarktes beschreibt 
die Realisierung des Pro�ts aus dem Zinsabzug von zin-
stragendem Kapital. Dieses zinstragende Kapital meint 
das von David Harvey (1982) beschriebene built envi-
ronment, das sich als langfristige Kapitalanlage eignet, 
bei der das Kapital in einen sekundären Kapitalkreislauf 
verschoben wird. Die Pro�torientierung der Anleger legt 
ihren Fokus auf die Gewinnmaximierung der kommo-
di�zierten Ware, wobei die Folge die von Krätke (1995) 
umschriebene �soziale Blindheit� (ebd., S. 196) ist. Hier-
bei kommt es zu einer systematischen Ausgrenzung so-
zialer Belange und Bedarfe aus rein ökonomisch ratio-
nalen Prinzipien heraus. Die Folgen sind (lokal-)räumlich 
ungleiche Verteilungen und fehlender Zugang zu leist-
barem, städtischem Wohnraum. Die Neoliberalisierung 
meint einen Prozess, bei dem es eine politisch gesteu-

erte Intensivierung von Kommodi�zierung und ein Aus-
bleiben an Regulation bezüglich sozialer Belange gibt. 
Es wird fälschlicherweise davon ausgegangen, dass der 
freie Markt über die E�zienz verfügt, allen eine zufrie-
denstellende Lösung zur Verfügung zu stellen, was bis-
her bekanntermaßen nicht eingetreten ist, sondern sich 
eher zum Gegenteil verkehrt.

Zwischenfazit
Die untersuchten gemeinschaftlichen Wohnformen kön-
nen als eine Teilantwort auf die  �neue� Wohnungsfrage 
unserer Zeit eingestuft werden. Sie heben zum einen die 
Spekulation auf, indem sie nicht dem freien Markt zur Ver-
fügung stehen. Zum anderen geben sie dem Wohnen wie-
der ihren Gebrauchswert zurück und werden zum �Home, 
Not Real Estate� (Madden und Marcuse 2016, S. 217), wo-
durch die soziale Reproduktion der Bewohner*innen ge-
steigert wird. Hierhinter muss jedoch immer ein starker 
politischer Wille stehen, da sich die Baugemeinschaften 
nicht selbst �nanzieren können und daher auf eine staat-
liche Förderung angewiesen sind. 

7.2  Überprüfung der Gemeinwohlkriterien
Das Kapitel 7.1 beschreibt zunächst die ökonomischen 
Grundgegebenheiten, aus denen die Probleme der aktu-
ellen Wohnungsversorgung entstanden sind. Folgen der 
sozialen Missstände können jedoch nicht nur über die 
Einbindung der Bewohner*innen alternativer Wohnfor-
men, wie dem Konzept der Baugemeinschaften, gelöst 
werden. Eine gemeinwohlorientierte Wohnungsversor-
gung muss ebenso einen Mehrwert für die Gemeinschaft 
als Ganzes besitzen und dabei alle Mitglieder*innen der 
Gesellschaft erreichen. Hierbei sind nicht nur die be-
schriebenen Aspekte der ökonomischen Verwertung, 
sondern ebenso soziale sowie ökologische Belange in 
den Blick zu nehmen. 

Aus den Ergebnissen aus Kapitel 6 sollen die in 
Kapitel 3.2 aufgestellten Kriterien überprüft und dis-
kutiert werden. Es lässt sich festhalten, dass die unter-
suchten Baugemeinschaften eine besondere Stellung in-
nerhalb der Quartiersplanung haben, die durch die zur 
Verfügungsstellung der Flächen eingeräumt wird. Diese 
Rechtfertigung lässt sich anhand der Kriterien diskutieren.

Aus den Ergebnissen geht hervor, dass die untersuch-
ten Baugemeinschaften eine besondere Stellung und 
Bedeutung innerhalb des Quartiers einnehmen und Be-
sonderheiten im Vergleich zu privat �nanzierten oder 
dem  �klassischen� sozialen Wohnungsbau aufweisen. Die 
Untersuchung der einzelnen Elemente mit Hilfe der Ge-
meinwohlkriterien zeigt, dass sich nicht nur die Parti-
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8  Fazit und Ausblick
Mit einem Zitat von Friedrich Engels, welches nach über 
150 Jahren immer noch Gültigkeit besitzt, wurde diese 
Arbeit eingeleitet. Die Politische Ökonomie des Wohnens 
gibt eine Sichtweise auf die ökonomische Verwertung 
des kapitalistischen Wohnungssystems, wobei durch die 
Inwertsetzung des Bodens und weitreichende Spekulati-
onen von Kapitalanleger*innen dem Gebrauchswert der 
Wohnung keine Bedeutung mehr beigemessen wird und 
die Kapitalist*innen weitestgehend an einer Gewinn-
maximierung anstatt an einer/m zufriedenen Mieter*in 
orientiert sind. Die aus dem kapitalistisch organisierten 
Wohnungsmarkt hervorgehenden Unzulänglichkeiten 
führen zu einer ungleichen Verteilung der Wohnungs-
versorgung zum Nachteil der Unter- sowie teilweise 
der Mittelschicht in urbanen Räumen prosperierender 
Städte. Die Neoklassik stellt die kapitalistische Funkti-
onsweise des Marktes als vollkommen, höchst e�zient 
und mit einem freien Zugang dar, der den Nutzen aller 
maximiert. Über 150 Jahre nach Engels Zitat, in denen 
die Wohnungsversorgung überwiegend kapitalistisch 
organisiert worden ist, lässt sich konstatieren, dass der 
freie Markt, anders als die Neoklassik ihn umschreibt, 
nicht zu höchster E�zienz und einem ausgeglichen An-
gebot-Nachfrage-Verhältnis und somit einem optimalen 
Nutzen geführt hat. Die zunehmenden Tendenzen der 
Kommodi�zierung und Finanzialisierung verschärfen die 
anhaltende Wohnungsnot zunehmend. Deshalb darf der 
Wohnungsraum nicht mehr als Spekulations- oder Ren-
diteobjekt genutzt werden, sondern seine Funktion als 
soziale, gemeinwohlorientierte Infrastruktur muss ver-
standen und umgesetzt werden. Letztlich gilt es den 
Wohnraum dem Markt und seiner kapitalistischen Ver-
wertung zu entziehen und eine gemeinwohlorientierte 
Wohnungsversorgung zu gewährleisten. Doch wie kann 
eine Wohnungsversorgung, die sich am Gemeinwohl ori-
entiert, aussehen?

Im Zuge einer neuen Ausrichtung der Wohnungspolitik 
wird wieder verstärkt ein Bezug zur Wohnungsgemein-
nützigkeit hergestellt, die bis 1990 ein wichtiges Instru-
ment der Politik war, leistbares Wohnen über gemeinnüt-
zig agierende Wohnungsunternehmen sicherzustellen. 
Darauf aufbauend wurde ein Kriterienkatalog entwickelt, 
der den Begri� der Gemeinwohlorientierung für diese 
Arbeit enger fassen und messbar machen soll. Die daraus 
hervorgegangenen zehn Kriterien waren die Grundlage 
zur Bestimmung der Gemeinwohlorientierung der Bau-
gemeinschaften in Mitte-Altona. Hierbei sind die viel-
fältigen Herausforderungen an Wohnungs- und Stadt-
politik sowie die sozialen, stadtentwicklungspolitischen 
Anforderungen an das Wohnen in den 2020er Jahren be-

rücksichtigt worden. Wohnen ist zu der sozialen Frage 
unserer heutigen Zeit geworden, einer Daueraufgabe 
mit Langzeite�ekt und als ein wesentlicher Bestandteil 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts zu sehen. Woh-
nen stellt ein Grundbedürfnis dar, dem existenzielle so-
ziale Funktionen unserer Gesellschaft zukommen. Woh-
nen bedeutet einen Rückzugsort zu haben, ein sicheres 
Zuhause zu haben sowie einen eigenen Platz der sozi-
alen Reproduktion. Die Verortung in der Nachbarschaft 
scha�t eine Identität und regelt den Zugang zu sozialen 
Infrastrukturen und ist somit ein wesentlicher Baustein 
für die Herstellung unseres sozialen Lebens.

Zur Überwindung der durch den kapitalistischen Woh-
nungsmarkt hervorgebrachten Unzulänglichkeiten und 
zum Erschließen des eigentlichen Anspruchs an das 
Wohnen ist ein bereits genutztes Stadtentwicklungs-
instrument wieder in den stadtplanerischen Fokus ge-
rückt: gemeinschaftliche Wohnformen bzw. Baugemein-
schaften. Die Stadt Hamburg möchte diese spezielle 
Wohnform fördern und laut Koalitionsvertrag eine ge-
meinwohlorientierte Bodenpolitik umsetzen. Insgesamt 
sollen 20 Prozent der Flächen in Neubaugebieten an ge-
meinschaftliche Wohnformen vergeben werden, weswe-
gen die Aufgabe dieser Arbeit darin bestand, herauszu-
�nden: Inwieweit sind Baugemeinschaften ein e�ektives 
Instrument für eine gemeinwohlorientierte Wohnungs-
versorgung in Mitte-Altona?

Dies stellt die zentrale Forschungsfrage dar, die es zu 
beantworten galt. Die Ergebnisse wurden mit Hilfe 
von Expert*inneninterviews durchgeführt, wobei die 
Bewohner*innen im Fokus der Untersuchung standen. 
Es war eine multiperspektivische Sicht nötig, um die Wir-
kung der unterschiedlichen Baugemeinschaften auf das 
Quartier und die Bewohner*innen zu erfassen und aus-
zuwerten.

Zur Beantwortung der Forschungsfrage ist es zunächst 
einmal entscheidend, die Perspektivebene festzustellen, 
d. h. ob die Baugemeinschaft einzeln betrachtet wird 
oder ob die Gemeinwohlorientierung aus ihrer Summe 
hervorgeht.

Bei der Betrachtung der Ergebnisse in den einzelnen 
Kriterien der Gemeinwohlorientierung sind insbeson-
dere im dritten, vierten sowie sechsten Kriterium De�-
zite auszumachen. Diese beziehen sich zum einen auf 
die Solidarität und Expansion der Projekte. Das Kriterium 
beschreibt einen von Balmer und Bernet (2017) gefor-
derten Ausbau von �(lokalen) Solidartransfer-Mechanis-
men� (ebd., S. 267) zur Gewährleistung des Austausches 
und zur Verbreitung des Konzeptes des gemeinschaftli-
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noch weiterhin von Engpässen und Wohnungsmangel 
geprägt sein, was auf eine andauernde Missachtung der 
sozialen Belange und die Fokussierung auf gewinnmaxi-
mierende privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen 
zurückzuführen ist. Die Baugemeinschaften werden, bei 
weiterer hoher Förderung und aufgrund der 20-prozen-
tigen Flächenanteile, die sie bei Neubauten zur Verfü-
gung gestellt bekommen, aus ihrer Nische hervortreten 
und einen wichtigen Teil der zukünftigen Wohnungs-
versorgung in Hamburg einnehmen. Bei einer steten 
Verbesserung des Konzeptauswahlverfahrens, eventu-
ell unter der Berücksichtigung des Vorschlags der Ein-
grenzung bzw. Fassung des Begri�s der Gemeinwohlo-
rientierung, wird die Wohnungsfrage, die zeitgleich eine 
Bodenfrage ist und erst mit der Beantwortung der sozi-
alen Frage endet, ein wichtiges Instrument sein und ei-
nen Beitrag dazu leisten können, die Unzulänglichkei-
ten, die der kapitalistisch organisierte Wohnungsmarkt 
verursacht hat, aufzuheben. Hier ist zu berücksichtigen, 
dass der Gebrauchswert wieder vermehrt Beachtung �n-
det und nicht der Tauschwert.

Diese Arbeit soll auch einen Teil dazu beitragen, Ge-
genvorschläge respektive Alternativen, die bereits exis-
tieren, zum Status quo des Wohnens vorzustellen und 
deutlich zu machen, dass sich eine Auseinandersetzung 
mit alternativen Wohnmodellen lohnen kann, da die 
Sichtbarmachung von Alternativen des Wohnens den 
Ist-Zustand delegitimieren könnte. In dieser Arbeit wur-
den keine Vorzeigeprojekte ausgewählt und analysiert, 
sondern es wurden Baugemeinschaften innerhalb ei-
nes von Grund auf neu geplanten Quartiers untersucht, 
die in der Forschung ansonsten bislang vernachlässigt 
wurden. Aufgrund der Bedeutung des Quartiers Mitte-
Altona für die Stadt Hamburg ist es sinnvoll, eine Bilanz 
zu ziehen und herauszu�nden, wie Baugemeinschaf-
ten zu einer gemeinwohlorientierten Wohnungsversor-
gung beitragen können und wie dies umgesetzt wurde. 
Diese Arbeit soll einen Teil dazu beitragen. Der aufge-
stellte Kriterienkatalog zur Gemeinwohlorientierung ist 
als Vorschlag zu sehen und nicht als fester Maßstab, der 
zukünftig noch weiterentwickelt und überprüft wer-
den kann.

68 KIELER STUDIEN ZUR STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG        .  Band 8 . 202  3

Fazit und Ausblick







und C. Laimer (Hrsg.): Gemeinschaftliches Woh-
nen und selbstorganisiertes Bauen. Wien, S. 1-10.

Holm, A. und K. Metzkow (2021): Wohnen als Soziales 
Verhältnis. In: Holm, A. (Hrsg.): Wohnen zwi-
schen Markt, Staat und Gesellschaft. Wiesbaden, 
S. 151-171.

Holm, A. (2011): Wohnung als Ware. Zur Ökonomie und 
Politik der Wohnungsversorgung. In: Widersprü-
che 121, S. 9-20.

Holm, A. (2013): Wohnen als Soziale Infrastruktur. In: 
links-netz.de URL: http://old.links-netz.de/pdf/T_
holm_wohnen.pdf (aufgerufen am 19.05.2021).

Holm, A. (2017): �Neue Gemeinnützigkeit� und soziale 
Wohnungsversorgung. In: Kadi, J., S. Schipper 
und B. Schönig (Hrsg.): Wohnraum für alle?! Per-
spektiven auf Planung, Politik und Architektur. 
Bielefeld, S. 135-152.

Holm, A., S. Horlitz und I. Jensen (2015): Neue Gemein-
nützigkeit: Gemeinwohlorientierung in der Woh-
nungsversorgung. Arbeitsstudie. Berlin.

Holm, A., S. Horlitz und I. Jensen (2017): Neue Woh-
nungsgemeinnützigkeit. Voraussetzungen, Mo-
delle und erwartete E�ekte. Rosa-Luxemburg-
Stiftung, STUDIEN 5/2017. 2. Au�age. Berlin. 

Holm, A., A. Kravetz, C. Laimer und J. Steinfeld (2021): 
Bausteine für ein Neues soziales Wohnen. In: 
Holm, A. und C. Laimer (Hrsg.): Gemeinschaft-
liches Wohnen und selbstorganisiertes Bauen. 
Wien, S. 211-228.

Jäger, J. und E. Springler (2012): Ökonomie der interna-
tionalen Entwicklung. Eine kritische Einführung 
in die Volkswirtschaftslehre. Wien.

Jenkins, H. (1985): Die gemeinnützige Wohnungswirt-
schaft zwischen Markt und Sozialbindung. In: 
Schriften zum Genossenschaftswesen und zur 
ö�entlichen Wirtschaft. Band 14/1. Berlin.

Kiehling, H. (2009): Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
kompakt. München. 

Koalitionsvertrag (2020): Zuversichtlich, solidarisch, 
nachhaltig � Hamburgs Zukunft kraftvoll gestal-
ten: Koalitionsvertrag über die Zusammenarbeit 
in der 22. Legislaturperiode der Hamburgischen 
Bürgerschaft zwischen der SPD, Landesorganisa-
tion Hamburg und Bündnis90/Die Grünen, Lan-
desverband Hamburg. Hamburg.

Krätke, S. (1995): Stadt / Raum / Ökonomie. Einführung 
in aktuelle Problemfelder der Stadtökonomie und 
Wirtschaftsgeographie. Wiesbaden.

Kröger, S., F. Otterbach, A. Schönfeld und S. Widdess 
(2005): Selbstgebaute Nachbarschaft. Hand-
lungsempfehlungen zur Verbreitung von Wohn-
projekten in Hamburg. Kassel.

Krüger, H.-H. (2012): Einführung in die Theorien und Me-

raum. In: Forum Wohnen und Stadtentwicklung 
10 (3), S. 159-161.

Hamburger Mietenspiegel (2021): Hamburger Mieten-
spiegel. Behörde für Stadtentwicklung und Woh-
nen. URL: https://www.hamburg.de/mietenspie-
gel/ (aufgerufen am 29.12.2021).

Hamburgische Investitions- und Förderbank (2020): 
Baugemeinschaften: Förderrichtlinie für Bauge-
meinschaften mit genossenschaftlichem Eigen-
tum. Hamburg.

Hamm, B. (1973): Betri�t: Nachbarschaft. Verständigung 
über Inhalt und Gebrauch eines vieldeutigen Be-
gri�s. Düsseldorf.

Harvey, D. (1978): The urban process under capitalism. A 
framework for analysis. In: International Journal of 
Urban and Regional Research 2 (1-3), S. 101-103.

Harvey, D. (1982): The Limits to Capital. Oxford.
Harvey, D. (2013): Rebellische Städte. Vom Recht auf 

Stadt zur urbanen Revolution. Berlin.
Häussermann, H. und W. Siebel (2000): Soziologie des 

Wohnens � Eine Einführung in Wandel und Aus-
di�erenzierung des Wohnens. 2. korrigierte Auf-
lage. Weinheim, München. 

Häussermann, H. und W. Siebel (2004): Stadtsoziologie 
� Eine Einführung. Frankfurt a. M.

Häussermann, H. (2007): E�ekte der Segregation. In Fo-
rum Wohneigentum 5 (2007), S. 234-240.

Heinrich, M. (2005): Kritik der politischen Ökonomie. Eine 
Einführung. Stuttgart.

Hel�erich, C. (2014): Leitfaden- und Experteninterviews. 
In: Baur, N. und J. Blasius (Hrsg.): Handbuch Me-
thoden der empirischen Sozialforschung. Wies-
baden, S. 559-574.

Hellriegel, M. und S. Schmitt Pací�co (2019): Kompass für 
ein solidarisches Quartier � Reale Utopien für eine 
andere Stadtentwicklung. Frankfurt a. M. 

Herzberg, C. (2015): Legitimation durch Beteiligung � 
Stadt und Wasserwerke in Deutschland und Fran-
kreich. Hamburg.

Hinz, T. und K. Augspurg (2017): Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt. In: Scherr, A., A. El-Mafaa-
lani und E. Yüksel (Hrsg.): Handbuch Diskriminie-
rung. Wiesbaden, S. 387-406.

Holm, A., S. Horlitz und I. Jensen (2015): Neue Ge-
meinnützigkeit: Gemeinwohlorentierung in der 
Wohnungsversorgung. Arbeitsstudie im Auf-
trag der Fraktion DIE LINKE. im deutschen Bun-
destag. Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin. URL: 
http://www.netzwerk-mieten-wohnen.de/
sites/default/files/Neue%20Gemeinnützig-
keit_gesamt_2015-09-16.pdf (aufgerufen am 
19.05.2021).

Holm, A. und C. Laimer (2021): Einleitung. In: Holm, A. 

71 KIELER STUDIEN ZUR STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG        .  Band 3 . 202071KIELER STUDIEN ZUR STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG        .  Band 8 . 2023

Literaturverzeichnis












































